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Die neu gewählte Franziska Steiner aus 
Brunnen. Bild: PD 

Neue Leitende 

Staatsanwältin 

Schwyz Fürsprecherin Marianne Ger­
ber, Küssnacht, wird per 30. November 
nach siebenjähriger Leitung der Staats­
anwaltschaft Innerschwyz frühzeitig in 
den Ruhestand treten. Nun haben die 
drei Bezirksräte von Schwyz, Gersau und 
Küssnacht die Nachfolge geregelt, nach­
dem die Stelle öffentlich ausgeschrieben 
war. Sie wählten MLaw Franziska Stei­
ner, Brunnen, per 1. Dezember als Lei­
tende Staatsanwältin für die restliche 
Amtsdauer. 

Franziska Steiner arbeitet bereits seit 
dem 1. Oktober 2012 in der Staatsanwalt­
schaft Innerschwyz, zuerst als ausseror­
dentliche Staatsanwältin, später als or­
dentliche Staatsanwältin und seit 1. Ok­
tober 2015 als Stellvertreterin der 
Leitenden Staatsanwältin. (pd) 

Planung ohne «Lex Dettling» 
Wintersried Der Nationalrat ist auf eine Idee von SVP-Nationalrat Marcel Dettling nicht 

eingegangen. Er wollte, dass kein Geld aus dem Immobilienfonds für das Asylzentrum gebraucht wird. 

Jürg Auf der Maur 

Die Beratung über den Immobilienfonds 
des Bundes wurde streckenweise zu 
einer eigentlichen Debatte über das ge­
plante Bundesasylzentrum im Winters­
ried. «Schuld» daran waren zwei Anträ­
ge, die die beiden Zentralschweizer Par­
lamentarier Gerhard Pfister (CVP, Zug) 
und Marcel Dettling (SVP, Oberiberg) 
einbrachten. 

Mit dem Immobilienfonds sollten 
insgesamt 238 Mio. Franken in vier ver­
schiedene Asylbauten des Bundes flies­
sen. Hier wollte Dettling den Riegel 
schieben tmd sicherstellen, dass kein 
Geld aus diesem Fonds in das allfällige 
Bw1desasylzentrum Wintersried fliesst. 
Er stellte deshalb den Antrag, dass vom 
bereitgestellten Betrag von 238,3 Mio. 
Franken «keine Gelder für den geplan­
ten Standort Wintersried verwendet 
werden». 

Man habe sich in der Innerschweiz 
noch nicht mit dem Staatssekretariat für 
Migration betreffend Standort einigen 
können. Es sei falsch, das Geld schon 
vorher bereitzustellen, argumentierte 
Dettling. «Erst soll der Standort klar de­
finiert und von allen akzeptiert sein, be­
vor vom Bund das Geld gesprochen 
wird.» Sommaruga habe eine einver­
nehmliche Lösung versprochen, nun 
scheine man gegen den Willen der 
Schwyzer Regierung zu handeln. Dett­
li.ng: «So geht das nicht.» 

Gmürund Gössi gegen den 
Antrag von Dettling 

SVP-Nationalrat Marcel Dettling wollte keine Gelder aus dem Immobilienfonds für die 
Wintersried-Planung, bevor der Standortentscheid gefallen ist. Bild: Keystone 

Sommaruga ändert Meinung 
zur Aufnahmepraxis 

Bern Mit einer knappen Frage an Bun­
desrätin Simonetta Sommaruga hat Na­
tionalrat Marcel Dettling auf einen wun­
den Punkt hinweisen können. Offenbar 
ist noch nicht klar, wie viele Asylbewer­
ber den Kantonen angerechnet werden, 
wenn sie ein Bundesausreisezentrum auf 
ihrem Kantonsgebiet führen. 

Dettling wollte wissen, ob es zutref­
fe, dass Standortkantonen von Bundes-

den kann», so müsse die asylsuchende 
Person das Zentrum verlassen. Der 
Standortkanton bleibe zuständig, erklär­
te Sommaruga. 

Im Februar 2016 tönte es noch an­
ders. «Die Kompensation für die einzel­
nen Standortkantone legen jeweils die 
Kantone fest. Nach geltender Regelung 
erfolgt dies eins zu eins», sagte Somma­
ruga damals. Das Bundesasylzentrum 
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ten FDP-Präsidentin Petra Gössi und 
CVP-Nationalrat Alois Gmür Nein. «Wir 
wollen, dass die Verwa.ltung unterneh­
merisch denken kann», argumentierte 
Gmür namens seiner Fraktion und wies 
Dettlings Antrag zurück. Dieser mache 
keinen Sinn. 

Keine Mehrheit fand auch National­
rat Pirmin Schwander. Er schlug vor, den 
Immobilienkredit für die Asylbauten von 
238 Mio. um einen Drittel zu kürzen. 
Nicht zuletzt, weil hier Luxusbauten ge­
plant seien, was aber auch Bundesrat 
Ueli Maurer zurückwies. 

Ueli Maurer verspricht 
Neuverhandlungen 

Angenommen wurde dagegen der An­
trag von Gerhard Pfister. In der Immobi­
lienbotschaft soll verankert werden, dass 
der Bund bei der Standortsuche und 
-entscheidung die betroffenen Kantone
und Gemeinden einbezieht. Bundesrat
Ueli Maurer stellte fest, dass das der
Bund zwar ohnehin mache. Sollten sich 
die gegenwärtigen Differenzen mit dem 
Kanton Schwyz als unüberwindbar er­
weisen, werde man «sicher noch einmal
verhandeln».

Es sei nun aber einmal so, dass selten 
applaudiert werde, wenn ein Asylzent­
rum geplant sei. Der Bundesrat, so Mau­
rer, werde im Dezember definitiv ent­
scheiden. 

Alle Schwyzer für den 
neuen Passus 
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